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Stellungnahme im Rahmen der Anhörung zu Eckpunkten zur Konkretisierung  
der unbestimmten Begriffe im Mobilfunk 

Rechtsgrundlage: § 57 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 TKG 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
Sie haben die Eckpunkte für ein Verfahren zum Nachweis nicht vertragskonformer Leistungen der Anbieter im 
Mobilfunkbereich veröffentlicht und zur Stellungnahme aufgefordert. Dieser Möglichkeit komme ich gern nach.  
 
Nach Sichtung dieser Unterlage sind Kritik- und Hinweispunkte vorzutragen, die gerade die Behandlung und 
rechtliche Stellung von Netznutzern in den ländlichen Regionen der Bundesrepublik Deutschland betreffen.  
Die Disparitäten in der infrastrukturellen und damit verbundenen qualitätsmäßigen Versorgung von in ländli-
chen Räumen lebenden Netznutzern ist hinlänglich bekannt. Das Marktversagen wird durch die immer noch 
nicht geschlossenen Funklöcher augenscheinlich. Der vorliegende Entwurf des Eckpunktepapiers zur Konkre-
tisierung der Anforderungen des § 57 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 TKG schafft bei den vorgeschlagenen Maßnahmen 
keine marktliche Chancengleichheit zwischen Netznutzern und Telekommunikationsunternehmen und ist 
überarbeitungsbedürftig.  
 
Im Entwurf des Eckpunktepapiers führen Sie aus, dass Bezugspunkt der vertragskonformen Leistung die von 
dem Anbieter angegebene geschätzte Maximalgeschwindigkeit im Down- und Upload sein soll. Bereits in die-
sem Zusammenhang wird im Eckpunkt 1 ausgesagt, dass die Leistungsfähigkeit der Netze im ländlichen 
Raum grundsätzlich hinter derjenigen der Netze in Ballungsgebieten zurückbleibe und stark variieren. Dieser 
Punkt bietet den Telekommunikationsunternehmen eine argumentative Basis für das Abwehren von Regress-
forderungen der Netznutzer wegen einer Minderleistung in der Netzqualität.  
 

Corveyer Allee 7 
37671 Höxter 
 
Ansprechpartner:  
Michael Stolte 
 
Tel:  05271 9743-11 
Fax:  05271 9743-311 
E-Mail:   ms@gfwhoexter.de 
Internet: www.gfwhoexter.de 
 
 
Höxter, 02.09.2022 
 

mailto:120-Postfach@bnetza.de?


 

_______________________________________________________________________________ 
Aufsichtsratsvorsitzender: 
 
Geschäftsführer: 
 
Amtsgericht Paderborn:  
 
Steuernummer: 
 

Landrat Michael Stickeln 
 
Dipl.-Kfm. Michael Stolte 
 
HRB 7039 
 
326/5901/0035 

Bankverbindungen: 
Sparkasse Höxter 
IBAN: DE63 4725 1550 0003 0015 00   BIC: WELADED1HXB 
 
Vereinigte Volksbank eG 
IBAN: DE13 4726 4367 0108 9019 01   BIC: GENODEM1STM 
 
VerbundVolksbank OWL eG 
IBAN: DE34 4726 0121 2026 9605 00   BIC: DGPBDE3MXXX 

 

 
 
Für den Fall, dass die BNetzA diese Annahmen in ihre Regulierungsmaßstäbe aufnimmt, schafft sie eine Defi-
nition dafür, eine Minderleistung der auf dem Markt tätigen Telekommunikationsunternehmen zu legitimieren. 
Solche Ausführungen dürfen nicht in der Konkretisierung auftauchen.  
 
In Eckpunkt 2 führen Sie aus, dass die Anbieter, ungeachtet solcher Unterschiede, ihren Verträgen in aller 
Regel einen bundeseinheitlichen Maximalwert zugrundlegen und keine Differenzierung nach Regionen vor-
nehmen. Eine solche Gestattung der Durchschnittbildung der Leistungsfähigkeit der Mobilfunknetze entspricht 
nicht der Realität und behindert die Netznutzer bei Einführung der Regelung in der Durchsetzung ihrer 
Rechte.   
 
Die im Eckpunkt 3 formulierte Vorgehensweise zur Feststellung der Minderleistung im konkreten Fall durch 
die Netznutzer ist ebenfalls aus Verbraucher- und Praxissicht abzulehnen. Hier werden 30 Messungen, ver-
teilt auf fünf Tage als Grundvoraussetzung für die Feststellung einer Minderleistung formuliert. Die geforderte 
Anzahl an Messungen ist als viel zu aufwändig anzusehen. Durch die hohe Anzahl der geforderten Messun-
gen wird den Telekommunikationsunternehmen die Möglichkeit eröffnet, diese mit Blick auf Durchführung und 
Auswertung regelmäßig anzuzweifeln und Forderungen aus dem Bereich der Kunden abzuwehren. Auch wird 
der Aufwand viele davon abhalten, die Anforderungen zu erfüllen.  
 
Im Eckpunkt 4 begründen Sie, warum die BNetzA von einer Minderleistung ausgeht, wenn die tatsächlich ge-
messene Leistung erheblich hinter dem Maximalwert zurückbleibt. Darüber hinaus wird nach Raumklassen 
unterschieden: Die dort ausgeführte Staffelung der rechtlich relevanten Minderleistungen für städtische Berei-
che (Abschlag von 75 %), im halbstädtischen (Abschlag von 85 %) und im ländlichen Raum (Abschlag 90 %) 
ist nicht hinnehmbar.  
 
Menschen in ländlichen Räumen sollen nach dieser Lesart also erst dann einen Anspruch auf eine finanzielle 
Kompensation wegen Minderleistungen des Telekommunikationsunternehmens haben, wenn ein Wert von 90 
% des vertraglich vorgesehenen Maximalwertes regelmäßig bzw. kontinuierlich nicht erreicht wird? Aus dieser 
angedachten Vorgabe leitet sich im Umkehrschluss ab, dass Sie von einer relevanten Minderleistung (erst 
dann) ausgehen, wenn in ländlichen Bereichen nicht an drei von fünf Messtagen jeweils mindestens einmal 
10 % der vertraglich vereinbarten geschätzten Maximalgeschwindigkeit erreicht wird. Eine solche Vorgabe ist 
nicht in der Realität abzubilden und benachteiligt die Netznutzer in den ländlichen Gebieten.  
 
Zusammenfassende Bewertung: 
 
Es ist nicht hinnehmbar, dass die BNetzA mit den Ausführungen im Eckpunktepapier offenbar bereit ist zu ak-
zeptieren, dass die Leistungsfähigkeit der Netze in den ländlichen Räumen grundsätzlich hinter denjenigen in 
städtischen Räumen zurückbleibt. Hieraus könnte der Schluss gezogen werden, dass die Telekommunikati-
onsunternehmen in den ländlichen Räumen von vornherein geringere Leistungen zum gleichen Tarif wie in 
verdichteten Regionen erbringen können bzw. ihren vertraglichen Pflichten auch dann noch entsprechen, 
wenn sie (deutlich) geringere Leistungen anbieten als in den Städten. Wenn den Telekommunikationsunter-
nehmen erlaubt wird, in Kenntnis der realen Situation in ihrer Werbung und beim Vertragsabschluss mit einem 
bundeseinheitlichen Maximalwert zu agieren, sollte dieser Maximalwert – unabhängig vom Standort des Kun-
den – auch einheitlicher Maßstab für die Feststellung einer vertraglichen Minderleistung sein. 
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Freundliche Grüße 
 
Gesellschaft für Wirtschaftsförderung  
im Kreis Höxter mbH 
 
 
 
 
 
 
 
Michael Stolte 
Geschäftsführer 
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